
nicht nur kardial manifest vorerkrankte 
Patienten ein, weshalb sie nicht als reine 
Herzinsuffizienzstudie gelten kann. Aller-
dings suggerieren bei HFrEF-Patienten au-
ßerhalb der Nephrologie randomisierte 
Studien [17] positive Effekte einer intra-
venösen Eisengabe auf die Belastbarkeit 
und Lebensqualität von herzinsuffizienten 
Patienten. Daher wurden größere Inter-
ventionsstudien initiiert, die bei HFrEF ei-
ne mögliche Reduktion stationärer Auf-
nahmen wegen kardialer Dekompensation 
und kardialer Todesfälle durch intravenöse 
Eisentherapie untersuchen. 

Zusammenfassung 

Obgleich Patienten mit chronischer Nie-
renerkrankung kardiovaskuläre Hochrisi-
kopatienten sind, die häufig an chroni-

scher Herzinsuffizienz leiden, liegen nur 
sehr wenige spezifische Studien zur kar-
dialen Therapie dieser Patienten vor. Bei 
Patienten mit gering- und mittelgradiger 
CKD (CKD G 1–3) können Therapiealgo-
rithmen der kardiologischen Fachgesell-
schaften zur HFrEF unkritisch übernom-
men werden (Abb. 4), da bei diesen Pa-
tienten Subgruppenanalysen großer In-
terventionsstudien zumeist einen mindes-
tens ähnlich großen prognostischen Bene-
fit wie bei HFrEF-Patienten mit normaler 
Nierenfunktion aufzeigen. Bei Patienten 
mit fortgeschritten CKD (CKD G 4–5) ist 
die Evidenzbasis deutlich geringer 
(Abb. 5). Dies sollte nicht Anlass zum Ne-
glect geben, sondern eine enge und kolle-
giale Zusammenarbeit von Kardiologen 
und Nephrologen stimulieren. 
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Fortbildung

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin 
Dr. Merkel,
sehr geehrter Herr Bundesminister Spahn,
sehr geehrte Landesministerinnen
 und -minister sowie Senatorinnen,

wir, das Bündnis Junge Ärzte, sind in tiefer 
Sorge um das deutsche Gesundheitssys-
tem. In der Corona-Krise sehen wir mehr 
denn je, dass es dringenden Handlungsbe-
darf gibt, wenn die medizinische Versor-
gung in Deutschland im Sinne aller zu-
kunftsfähig bleiben soll. 

Momentan können wir beobachten, wozu 
unsere Medizin fähig ist: Wir haben Not-
fallkapazitäten geschaffen, viele zusätzli-
che Beatmungsplätze eingerichtet und 
planbare Untersuchungen und Eingriffe, 
ambulant wie stationär, verschoben. Auf 
den Intensivstationen kämpfen wir jungen 
Ärztinnen und Ärzte für das Wohl der 
Menschen – Seite an Seite mit erfahrenen 
Ärzten und Pflegenden. Alle helfen allen – 
warum? Weil es um uns alle geht. Dabei 
wird vor allem eines deutlich: Eine Medi-
zin, die sich am Wohle des Menschen ori-

entiert, wird besonderen Herausforderun-
gen weit besser gerecht als die bisherige 
Medizin, die immer stärker von Kommer-
zialisierung und bürokratischen Hinder-
nissen geprägt ist. Für uns junge Ärztin-
nen und Ärzte ist klar: Nach der Krise kann 
es kein „Weiter so!“ geben. Die Patientin-
nen und Patienten müssen – wie es in der 
derzeitigen Ausnahmesituation bereits 
geschieht – wieder konsequent vor der 
Profitorientierung rangieren.

Unter dem Hashtag #MedizinfürMenschen fordert das Bünd-
nis Junge Ärzte eine zukunftsfähige medizinische Versorgung 
in Deutschland und hat sich mit Unterstützung weiterer jun-
ger Verbände in einem Offenen Brief an Bundeskanzlerin Mer-
kel und Bundesgesundheitsminister Spahn gewandt. 
Der Offene Brief wird nachfolgend im Wortlaut abgedruckt. 
Ein Interview dazu schließt an. Fo
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Junge Ärzte und Medizinstudierende

Offener Brief des  
Bündnis Junge Ärzte
Medizin für den Menschen:  
Gesundheit vor Gewinn
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„Ärztliches Arbeiten funktioniert auch ohne  
bürokratisches Joch und kommerzielle Zwänge“
Gespräch mit Dr. med. Cornelius Weiß zum Offenen Brief des Bündnis Junge Ärzte

Das Interview mit dem LÄKH-Delegier-
ten Dr. med. Cornelius Weiß bezieht 
sich unter anderem auf den Offenen 
Brief des Bündnis Junge Ärzte an die 
Bundesregierung, der auf dieser Dop-
pelseite im Wortlaut abgedruckt ist.

Sie engagieren sich u. a. als Delegierter 
der Landesärztekammer Hessen, stell-
vertretender Sprecher des Ausschusses 

„Ärztlicher Nachwuchs“ und Mitglied der 
„Jungen Kammer“ in der ärztlichen Be-
rufspolitik. Was hat Sie dazu bewogen? 
Dr. med. Cornelius Weiß: Als ich mit dem 
Studium angefangen habe, hatte ich noch 
ganz andere Vorstellungen davon, wie es 
später mal sein wird als Arzt zu arbeiten. 
Durch die tatsächlichen Umstände des 
ärztlichen Alltags ist mir jedoch schnell 
klar geworden, dass der Kern der eigentli-

chen ärztlichen Arbeit, die Arbeit am Pa-
tienten, in den Hintergrund rückt und 
nicht-ärztliche Tätigkeiten in den Vorder-
grund. Darunter leiden natürlich die Wei-
terbildung und die Qualität der Arbeit aller 
zukünftigen Ärzte. Der Unmut über ein 
System, in dem die Arbeitsverdichtung 
und die Dokumentationspflichten immer 
weiter zunehmen, gleichzeitig aber keine 
Zeit dafür bleibt, den Nachwuchs weiter-

Junge Ärzte und Medizinstudierende

 Deshalb fordern wir: 

1. Ende der Profitmaximierung entgegen 
dem Patientenwohl: Menschen sollten 
keine Untersuchungen oder Behand-
lungen erhalten, nur weil sie ökono-
misch lukrativ sind. Das bisherige Ver-
gütungssystem mit seinem Drang nach 
Effizienzsteigerung setzt genau diesen 
Fehlanreiz. Die Folge: Ärzten wird es 
erheblich erschwert, ihrer Fürsorge-
pflicht nachzukommen und frei zu ent-
scheiden. Rechtlich ist diese Pflicht im 
Berufsrecht für Ärzte verankert, das als 
oberstes Gebot ärztlichen Handelns 
die Erhaltung und Widerherstellung 
der Gesundheit des Patienten be-
stimmt (§ 1 Abs.1 BÄO und § 1 Abs. 2 
MBO). Das bedeutet: Wir möchten und 
dürfen ausschließlich medizinisch und 
menschlich sinnvolle Behandlungen 
durchführen, weil wir aus rechtlicher 
und berufsethischer Sicht dazu ver-
pflichtet sind. Die von Geschäftsfüh-
rungen und Leistungsträgern ge-
wünschten, profitorientierten Proze-
duren ohne medizinische Relevanz 
werden wir nicht ausführen, um Um-
satzziele zu erfüllen. Ebenso werden 
wir aus diesen Gründen ökonomischen 
Anreizen widersprechen und Patienten 
keine Leistungen vorenthalten.

2. Bürokratieabbau und Digitalisierung: 
Schluss mit den endlosen Dokumenta-
tionen zur Begründung von medizini-
schen Selbstverständlichkeiten. Wir 

Ärztinnen und Ärzte benötigen Zeit für 
unsere Patienten. Nötige Dokumenta-
tionen können verstärkt von zusätzli-
chem Fachpersonal vorgenommen 
werden. Auch eine bundesweit einheit-
liche Digitalisierung, die die Menschen 
in den Gesundheitsfachberufen entlas-
tet, müssen wir weiter in Klinik und 
Praxis mit voller Kraft vorantreiben. 
Ohne Entlastung werden wir die hohen 
Ausfallraten in vielen medizinischen, 
therapeutischen und pflegerischen Be-
rufen nicht reduzieren und ihre Attrak-
tivität nicht steigern können. Uns ist es 
im Sinne der Gesellschaft ein dringen-
des Anliegen, allen Beschäftigten in 
den Gesundheitsfachberufen ein erfül-
lendes Berufs- und Privatleben zu er-
möglichen.

3. Wissende Ärzte für eine zukunftsfähi-
ge Medizin: Für uns junge Ärztinnen 
und Ärzte ist es essenziell, dass wir zu 
guten Fachärzten werden. Die entspre-
chende Weiterbildung ist nur mit einer 
ausreichenden Personalausstattung 
möglich. Wenn ältere Ärzte ihr Wissen 
und ihre Fähigkeiten nicht mehr an Jün-
gere weitergeben können, weil ihnen 
die Zeit dazu fehlt, stehen wir vor ei-
nem dramatischen Qualitätsverlust, 
der uns allen schadet. Die Corona-Krise 
zeigt, dass das deutsche Gesundheits-
system eines der leistungsfähigsten 
der Welt ist. Wir als junge Ärztinnen 
und Ärzte sind dazu verpflichtet, dazu 
beizutragen, dass dies so bleibt. Dies 

kann gelingen, wenn Sie mit uns ge-
meinsam die Rahmenbedingungen im 
Gesundheitswesen so verändern, dass 
sich eine Medizin für den Menschen 
nicht nur in den Gesetzen wiederfin-
det, sondern auch im medizinischen 
Alltag. 
 Wir fordern Sie daher auf, gemeinsam 
mit den Nachwuchsorganisationen ein 
zukunftsfähiges Gesundheitswesen zu 
erarbeiten und mit uns in den Dialog zu 
treten. 

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin Dr. 
Merkel, in Ihrer wichtigen Rede vom 
18. März 2020 haben Sie alle Bürgerinnen 
und Bürger aufgerufen, „füreinander ein-
zustehen”. Bitte treten nun auch Sie für ein 
Gesundheitswesen ein, das sich am Wohle 
aller – und nicht am Profit orientiert. 
 Mit freundlichen Grüßen

Bündnis Junge Ärzte

Hartmannbund 
Ausschuss Assistenzärzte

Bundesvertretung der
Medizinstudierenden in

Deutschland (bvmd)

Junge Allgemeinmedizin
Deutschland 
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Marburger Bund 
Sprecherrat der sich weiter-

bildenden Ärztinnen und Ärzte




